
 
 

Auszug aus der Friedhofssatzung 
(bisherige Fassung) 

 

  
Auszug aus der Friedhofssatzung 
(Vorschlag für eine Neufassung) 

 
 

§ 7 
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige 

Gewerbetreibende bedürfen für die dem jeweiligen Berufs-
bild entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhö-
fen der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwal-
tung. 

 
 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende 

zugelassen, die  
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht 

zuverlässig sind und 
b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei An-

tragstellern des handwerks-ähnlichen Gewerbes) ihre 
Eintragung in das Verzeichnis gem. § 19 Handwerks-
ordnung bzw. (bei Antragstellern der Gärtnerberufe) 
ihre Eintragung in das Verzeichnis der Landwirt-
schaftskammer nachweisen oder die selbst oder deren 
fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben. 

 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhän-

gig zu machen, dass der Antragsteller einen für die Aus-
führung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflicht-
versicherungsschutz nachweist.  

 
(4) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer 

als in Abs. 1 genannter Tätigkeiten gestattet werden, wenn 
dies mit dem Friedhofszweck vereinbar ist. Absätze 2 und 
3 gelten entsprechend. 

 
 

  
§ 7 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
 
(1) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung be-

dürfen Steinmetze, Bildhauer und Bestatter für ihre gewerbli-
che Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung 
durch die Friedhofsverwaltung. Andere Gewerbetreibende 
müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der Friedhofsverwal-
tung anzeigen. 

 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur die in Abs. 1 Satz 1 genann-

ten Gewerbetreibende zugelassen, die  
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuver-

lässig sind.und 
b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstel-

lern des handwerksähnlichen Gewerbes) ihre Eintragung 
in das Verzeichnis gem. § 19 Handwerksordnung nach-
weisen oder die selbst oder deren fachliche Vertreter die 
Meisterprüfung abgelegt haben oder die über eine ver-
gleichbare Qualifikation verfügen.  

 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig 

zu machen, dass der Antragsteller einen für die Ausführung 
seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungs-
schutz nachweist.  

 
entfällt 
 
 
 
 
 



 
(5) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechti-

gungskarte. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben 
für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszu-
stellen, der der Aussteller erkennen lässt, den Bedienste-
ten bezeichnet und mit einem Lichtbild des Vorgenannten 
versehen ist. Die Zulassung und der Bedienstetenausweis 
sind dem aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Ver-
langen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet werden. 

 
(6) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die 

Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen 
zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schä-
den, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit 
ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 
(7) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werk-

tags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die 
Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungs-
zeit des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samsta-
gen und Werktagen vor Feiertagen spätestens um 13.00 
Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlänge-
rungen der Arbeitszeiten zulassen. 

 
(8) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materia-

lien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von der Fried-
hofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei 
Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze 
wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasser-
entnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(9) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbe-

treibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vor-
schriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen 
die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht 
mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen 
Bescheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine 
Mahnung entbehrlich. 

 
(4) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechti-

gungskarte. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für 
ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszustellen. 
Die Zulassung und der Bedienstetenausweis sind dem auf-
sichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Verlangen vorzu-
zeigen. Die Zulassung kann befristet werden. 

 
 
 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die 

Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 
beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werk-

tags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die 
Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit 
des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen 
und Werktagen vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu 
beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der 
Arbeitszeiten zulassen. 

 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materia-

lien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von der Friedhofs-
verwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Been-
digung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder 
in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbli-
che Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestel-
len der Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbe-

treibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vor-
schriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die 
Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Be-
scheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mahnung 
entbehrlich. 



  
 

§ 15 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an 

denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 
Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Be-
nehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte 
an Wahlgrabstätten werden nur anlässlich eines Todesfal-
les, und nur für die gesamte Grabstätte verliehen. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nutzungs-
rechtes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung 
nach § 4 beabsichtigt ist. 

 

  
§ 15 

Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an 

denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 
Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Beneh-
men mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte an 
Wahlgrabstätten werden  
a) anlässlich eines Todesfalles 
b) an Personen über 65 Jahre 
 und nur für die gesamte Grabstätte verliehen. Die Friedhofs-
verwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes ableh-
nen, insbesondere wenn die Schließung nach § 4 beabsich-
tigt ist. 

 
 


